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darüber hinaus einmal im Jahr eine In- 
formationspflicht über 

a) die wirtschaftliche Lage der Dienst- 
stelle, 

b) geplante Investitionen, 

C) Rationalisierungsvorhaben, 

d) die Einschränkung oder Stdlegung 
von wesentlichen Teilen der Dienst- 
stelle, 

e) wesentliche Änderungen der Orga- 
nisation oder des Zwecks der Dienst- 
stelle. 

Besteht eine Gesamtmitarbeitervertre- 
tung, ist diese zu informieren." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 
und es wird folgender Satz 3 angefügt: 
"Die Dienststellenleitung ist verpflichtet, 
die Mitarbeitervertretung auch über die 
Beschäftigung der Personen in der 
Dienststelle zu informieren, die nicht in 
einem Arbeitsverhältnis zur Dienststelle 
stehen." 

C) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden 
Absätze 4 und 5. 

14. Q 35 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe f) wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt. 

b) Nach Buchstabe f) wird folgender Buch- 
stabe g) angefugt: "g) Maßnahmen des 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes und 
des betrieblichen Umweltschutzes för- 
dern." 

15. Dem Q 38 Absatz 1 wird folgender Satz 3 an- 
gefügt: ""Abweichend von Satz 2 ist in dem 
dort genannten Fall ;in Arbeitsvertrag wirk- 
sam; die Mitarbeitervertretung kann jedoch 
verlangen, dass der Mitarbeiter oder die 
Mitarbeitenn solange nicht beschäftigt wird, 
bis eine Einigung zwischen 
Mitarbeitervertretung und 
Dienststellenleitung erzielt ist oder die 
fehlende Einigung durch Beschluss der 
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der Beurlaubung in besonderen Fällen (aus 
familien- oder arbeitsmarktpolitischen 
Gründen)" gestrichen. 

17. In 4 50 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem 
Wort "werden" die Wörter "in einer 
Versammlung der schwerbehinderten 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen" 

18. g '?~"w~%iyie  folgt geändert: 

"(1) Die Vertrauensperson der 
schwerbehinderten Mitarbeiter und Mit- 
arbeiterinnen nimmt die Aufgaben der 
Schwerbehindertenvertretung nach 
staatlichem Recht wahr." 

b) In Absatz 2 wird die Angabe "300" durch 
die Angabe "200" ersetzt. 

19. Nach Q 52 wird folgender Q 52 a eingefügt: 

"Q 52a 
Mitwirkung in Werkstätten für behinderte 

Menschen und in Angelegenheiten weiterer 
Personengruppen 

Die Mitwirkungsrechte behinderter Men- 
schen in Werkstätten regelt der Rat der E- 
vangelischen Kirche in Deutschland durch 
Rechtsverordnung. Er kann auch für weitere 
Gruppen von Beschäftigten, die nicht Mitar- 
beiter oder Mitarbeiterinnen nach 5 2 sind, 
Mitwirkungsrechte durch Rechtsverordnung 
regeln." 

Artikel 2 
In-Kraft-Treten 

Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die 
Evangelische Kirche in Deutschland am 1. Ja- 
nuar 2003 in Kraft. 

Timmendorfer Strand, den 7. November 2002 
Der Präses der,Synode 

, Der,.Evangelischen Kirche in Deutschland 

Kirchengesetz 
vom 17. Juni 2003 

zur Änderung der Verfassung der Lippischen 
Landeskirche 

Die 33. ordentliche Landessynode hat in ihrer 
Sitzung am 17. Juni 2003 das folgende Kirchen- 
gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gege- 
ben wird: 

Die Verfassung vom 17. Februar 1931, zuletzt 
geändert durch Kirchengesetz vom 28. Mai 
2002, wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhalt folgende Fassung: 
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